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Vorwort

Die weitreichenden Änderungen und Verschärfungen des Rechtsinstituts 
der Selbstanzeige durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz im Jahr 2011 
bieten aufgrund zahlreicher Ungenauigkeiten Anlass zu kritischer Auseinan­
dersetzung. Die daraus resultierenden Schwierigkeiten bei der Rechtsanwen­
dung in der Praxis gaben letztlich den Anstoß für die Entscheidung, die 
vorliegende Arbeit zu verfassen. Wenngleich bei Weitem noch nicht sämt­
liche Fragen, die durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz hervorgerufen 
worden sind, in Wissenschaft und Praxis geklärt sind, ist bereits die nächs­
te Gesetzesänderung in greifbarer Nähe, die zu weiteren Verschärfungen, 
möglicherweise auch zu weiteren Unschärfen, führen wird. Jedoch behalten 
die in dieser Arbeit gefundenen Ergebnisse und Aussagen auch nach den 
gegenwärtig geplanten Änderungen weitgehend Gültigkeit.

Die Fertigstellung der Arbeit innerhalb eines guten Jahres wäre nicht 
möglich gewesen, wenn mein Doktorvater Herr Prof. Dr. Hans Kudlich 
mich nicht derart engagiert begleitet hätte: Er hat sich immer Zeit für mich 
und meine Fragen genommen und den Fortschritt meiner Arbeit mit durch­
wegs konstruktiver, mich fordernder und fördernder Kritik unterstützt. 
Schon aus diesem Grund gebührt ihm mein besonderer Dank! Unbedingt 
erwähnen möchte ich aber auch die große Herzlichkeit und richtiggehende 
Fürsorglichkeit, mit der mein Doktorvater mir stets begegnet ist. Nicht zu­
letzt bin ich ihm und dem Zweitgutachter Herrn Prof. Dr. Michael Fischer 
sehr dankbar für die zügige Erstellung von Erst- und Zweitgutachten.

Mein besonderer Dank gilt außerdem meiner Frau, die mich in meiner 
Entscheidung, die vorliegende Arbeit zu verfassen, ganz erheblich bestärkt 
hat. Ihr und meiner ganzen Familie danke ich von Herzen für die verschie­
densten Hilfestellungen, insbesondere für stundenlanges Korrekturlesen.

Die Arbeit ist nicht in dienstlicher Eigenschaft verfasst und gibt aus­
schließlich meine persönliche Meinung wieder.

Nürnberg, im Oktober 2014� Michael Müller
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A. Einführung

„Recht ist in Sätzen (Rechtssätzen) gefaßt. Es existiert nur in sprachlicher Formu­
lierung. Es kann ohne Sprache nicht gedacht werden. Es kann nur in der Sprache 
vermittelt, angewendet, verändert werden. Sprache ist die Existenzform des 
Rechts. Die Sprache ist – nicht nur, aber auch – das unverzichtbare, unentrinnba­
re Arbeitsgerät des Juristen. (…) Diese Sprache ist als Arbeitsgerät ungenau, 
mehrdeutig und durch wechselnde Begriffsinhalte gekennzeichnet. (…)“

So beschreibt Rüthers in „Das Ungerechte an der Gerechtigkeit“ das 
Verhältnis zwischen Sprache und Recht1. Diese der Sprache innewohnenden 
Ungenauigkeiten und Mehrdeutigkeiten finden sich natürlich auch in Geset­
zestexten. Dort sind die Folgen dieser Ungenauigkeiten für sich genommen 
schon besonders prekär. Hinzu kommt aber noch, dass sich diese von Natur 
aus gegebenen Unschärfen mit teils unsystematischem und ungenauem Ar­
beiten des Gesetzgebers paaren. Gibt das Gesetz als Folge daraus keine 
eindeutige Antwort für einen bestimmten Sachverhalt, bedient sich der 
Rechtsanwender der verschiedenen Methoden der Auslegung, was je nach 
Fallgestaltung ein hohes Maß an Argumentation erfordern kann. Hat dann 
zusätzlich ein Rechtsinstitut wie die Selbstanzeige im Steuerstrafrecht eine 
weit über hundertjährige Tradition mit zahlreichen Gesetzesänderungen 
hinter sich, ist es nicht verwunderlich, dass eine einzige Norm – § 371 AO2 
– ausreichend Stoff bietet, um eine Arbeit wie die vorliegende darüber zu 
verfassen, ohne auch nur annähernd abschließend sämtliche Problempunkte 
rund um die Selbstanzeige zu behandeln.

Die Arbeit setzt zunächst das Rechtsinsitut der Selbstanzeige in den 
richtigen Kontext, indem staatliche Maßnahmen beschrieben werden, die 
in einer Wechselwirkung mit der Selbstanzeige stehen (dazu im Anschluss 
B.). Hier bildet aus der jüngeren Vergangenheit der Ankauf von Steuerda­
ten-CDs einen ersten Schwerpunkt der Arbeit, weil der Ankauf dieser CDs 
einerseits die Zahl der erstatteten Selbstanzeigen massiv in die Höhe 
schnellen ließ und andererseits in rechtlicher als auch rechtspolitischer 
Hinsicht heftig umstritten ist. Nicht zuletzt war auch der durch den An­
kauf der CDs verursachte Anstieg von Selbstanzeigen Grund und Anlass 
für den Gesetzgeber, die Regelungen zur Selbstanzeige im Jahre 2011 zu 
verschärfen.

1  Rüthers, Das Ungerechte an der Gerechtigkeit, S. 62.
2  Ab 2011 ergänzt durch eine weitere Norm: § 398a AO.
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Sodann wird in einem zweiten Schritt (dazu sogleich C. I.) zunächst ein 
geschichtlicher Abriss über Wurzeln und Entwicklung des Rechtsinstituts 
bis zur Einführung des § 371 AO im Jahre 1977 gegeben; dieser Abschnitt 
soll die lange Tradition des Rechtsinstituts darstellen und über die Beweg­
gründe des Gesetzgebers zur Schaffung der Selbstanzeige im Steuerstraf­
recht Aufschluss geben.

Im Anschluss daran wird der bis in das Jahr 2011 und auch heute in 
weiten Teilen noch geltende § 371 AO 1977 näher beleuchtet (dazu sogleich 
C. II.): Zunächst werden Rechtsnatur, Sinn und Zweck der Vorschrift, die 
gebotene Art der Auslegung und danach ihre Verfassungsgemäßheit darge­
stellt. Sodann wird der Regelungsgehalt des § 371 Abs. 1 AO beschrieben. 
In diesem Zusammenhang wird in einem zweiten Schwerpunkt der Arbeit 
eine kritische Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des BGH aus 
dem Jahre 20103 erfolgen, im Rahmen derer der BGH die Möglichkeit der 
Erstattung einer Teilselbstanzeige abschaffte, obwohl er dies jahrelang bei 
gleichbleibendem Gesetzeswortlaut entgegengesetzt vertreten hatte. Auf die 
vielfach kritisierte Entscheidung passen die weiteren Ausführungen von 
Rüthers zu dem Verhältnis von Sprache und Gerechtigkeit4:

„(…) Jedes Wort und jeder Text beziehen ihren Sinn zu erheblichen Teilen aus 
dem Kontext, aus dem zeitlichen und räumlichen Umfeld. (…) Der Versuch einer 
Auslegung nach dem schlichten („vernünftigen“) Wortlaut ist einer Freiballon-
Fahrt vergleichbar. Der Text wird aufgeblasen wie ein Luftballon, und der Wind 
des jeweiligen Zeitgeistes treibt ihn, wohin er will. (…)“

So scheint der 1. Strafsenat des BGH insgesamt den Steuerhinterzieher in 
der jüngeren Vergangenheit „härter anpacken“ zu wollen. Diese Entwick­
lung nahm ihren Anfang bereits in einer Entscheidung aus dem Jahre 20085, 
als der BGH urteilte, dass bei Steuerverkürzungen von über 1 Million Euro 
in der Regel keine bewährungsfähige Strafe mehr verhängt werden könne. 
In diese Richtung geht auch die Abschaffung der Teilselbstanzeige, wodurch 
der steuerunehrliche Bürger weniger bevorzugt wird. So formuliert Schwed­
helm – freilich überspitzt –, dass es für den 1. Strafsenat des BGH schein­
bar „keinen größeren Staatsfeind“ als den Steuerhinterzieher gebe6.

Die Entscheidung wird auch aus einem weiteren Grund ausführlich be­
handelt: Die Änderungen durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz im 
Jahre 2011 wurden durch die Entscheidung deutlich beeinflusst. Deswegen 
werden nach einer Darstellung der Sperrgründe gemäß § 371 Abs. 2 AO 
1977 in einem weiteren Schritt die aktuelle Rechtslage nach dem Schwarz­

3  BGHSt 55, 180.
4  Rüthers, Das Ungerechte an der Gerechtigkeit, S. 63 f.
5  BGHSt 53, 71 (86).
6  Schwedhelm, in: Stbg. 2010, 348 (349).
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geldbekämpfungsgesetz (2011) und die damit einhergehenden Verschärfun­
gen zu Lasten des Selbstanzeigeerstatters näher betrachtet (dazu sogleich 
D.). Zum Schluss wird hierbei ein weiterer Schwerpunkt auf dem neu ge­
schaffenen Sperrgrund des § 371 Abs. 2 Nr. 3 AO und dessen Zusammen­
spiel mit dem ebenfalls neu geschaffenen § 398a AO liegen. Im Rahmen der 
§§ 371 Abs. 2 Nr. 3, 398a AO treten „handwerkliche“ Fehler des Gesetzge­
bers besonders offen zu Tage, die Anlass zu kritischer Auseinandersetzung 
bieten.


